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URGENT ACTION 

MENSCHENRECHTLER WEGEN POSTS 
AUF SOZIALEN MEDIEN INHAFTIERT 
MAROKKO 
UA-Nr: UA-091/2022   AI-Index: MDE 29/6156/2022   Datum: 26. Oktober 2022 – vk 

RIDA BENOTMANE 

Am 9. September 2022 wurde Rida Benotmane von der Polizei in Casablanca zu mehreren Social-Media-Posts und 
YouTube-Videos befragt, die er 2021 veröffentlich hatte. In den Online-Beiträgen kritisierte das Mitglied der 
marokkanischen Menschenrechtsorganisation Association Marocaine des Droits Humains das Vorgehen der 
Behörden, denn diese würden die Rufe nach sozialer Gerechtigkeit ignorieren. In seinen Beiträgen warnte Rida 
Benotmane auch, dass die marokkanischen Behörden die Corona-Impfpässe als ein Mittel der Unterdrückung 
einsetzen könnten. Seit seiner Befragung im September ist Rida Benotmane unter konstruierten Anklagen, die sein 
Recht auf freie Meinungsäußerung verletzen, im Gefängnis Arjat-1 in der Stadt Salé im Nordwesten des Landes 
inhaftiert. Rida Benotmane muss umgehend und bedingungslos freigelassen werden. 

Der marokkanische Menschenrechtsaktivist Rida Benotmane wurde lediglich für die Ausübung seines Rechts auf 

freie Meinungsäußerung willkürlich inhaftiert. 

Am 9. September 2022 befragten Polizeiangehörige der Brigade Nationale de la Police Judiciaire (BNPJ)  in 

Casablanca Rida Benotmane zu einem Facebook-Post vom 13. September 2021 und zwei YouTube-Videos aus 

demselben Jahr. In dem Facebook-Post rief Rida Benotmane zu einem öffentlichen Protest gegen Misshandlungen 

durch Sicherheitskräfte auf, und in den YouTube-Videos kritisierte er die Behörden dafür, dass sie die Rufe der 

Menschen nach sozialer Gerechtigkeit ignorieren würden, und warnte, dass die Behörden die Corona-Impfpässe als 

Mittel zur Unterdrückung nutzen könnten. Die BNPJ nahm Rida Benotmane fest und brachte ihn in das Gefängnis 

Arjat-1, das 30km von seinem Wohnort und dem seiner Familie entfernt in der Hauptstadt Rabat liegt. Seitdem sitzt 

er dort in Haft. Eine Anhörung zu seinem Fall soll nun am 31. Oktober 2022 stattfinden. 

Am 10. September 2022 erhob die Staatsanwaltschaft im erstinstanzlichen Gericht in Rabat Anklage gegen Rida 

Benotmane. Ihm wurden „Beleidigung eines Staatsorgans“ (Paragraf 265 des marokkanischen Strafgesetzbuchs), 

„Beleidigung von Beamten während der Dienstzeit“ (Paragraf 263) und „Übertragung und Verbreitung falscher 

Anschuldigungen“ (Paragraf 447-2) vorgeworfen. Ihm wurde außerdem vorgeworfen, gegen den per Dekret 

ausgerufenen Gesundheitsnotstand verstoßen zu haben, weil er die Nutzung von Impfpässen kritisiert hatte und 

gesagt hatte, dass die Impfpässe von den Behörden dazu benutzt werden könnten, Freiheiten einzuschränken. 

Die Inhaftierung von Rida Benotmane steht beispielhaft dafür, wie die marokkanischen Behörden gegen kritische 

Stimmen vorgehen und willkürliche Festnahmen dazu nutzen, friedliche Oppositionelle zum Schweigen zu bringen. 

Durch seine Inhaftierung wird Rida Benotmanes Recht auf freie Meinungsäußerung verletzt, obwohl dieses Recht in 

Menschenrechtsabkommen sowie in der marokkanischen Verfassung verankert ist. Die marokkanische Verfassung 

garantiert in Kapitel 25 das Recht auf Freiheit des Denkens und der Meinungsäußerung in all ihren Formen. 

Marokko ist Vertragsstaat des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR). Darin ist das 

Recht auf freie Meinungsäußerung in Artikel 19 verankert. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Rida Benotmane ist Mitglied der marokkanischen Menschenrechtsorganisation Association Marocaine des Droits 

Humains (AMDH). Der politische Aktivist saß zwischen 2007 und 2011 bereits vier Jahre lang wegen seiner 

Onlinekommentare im Gefängnis. 

Nach seiner Festnahme und Inhaftierung am 9. September 2022 war er zwei Wochen lang im Hungerstreik, um 



 

 

 

 

gegen seine Inhaftierung zu protestieren. Laut seinem Rechtsbeistand darf Rida Benotmane mit seiner Familie und 

Rechtsbeiständen pro Woche nur ein paar Minuten lang telefonieren. Alle zwei Wochen ist ihm ein Besuch seiner 

Familie gestattet; während der maximal 15 gemeinsamen Minuten kann er nur durch eine Fensterscheibe mit seiner 

Familie sprechen und wird dabei von Gefängnispersonal beaufsichtigt. Rida Benotmane darf seine Zelle nur ein Mal 

am Tag für einen einstündigen und einsamen Rundgang auf 10m2 Gehfläche verlassen. 

In den letzten Monaten gehen die marokkanischen Behörden immer häufiger gegen kritische Stimmen vor. Im April 

2022 wurde Saida el Alami, Menschenrechtsverteidigerin und Mitglied der Frauenkollektive Femmes Marocaines 

contre la détention politique, zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt, da sie online über ihre Misshandlung durch die 

Polizei berichtet und die Unterdrückung von Journalist*innen und Aktivist*innen kritisiert hatte. Im 

Berufungsverfahren im September 2022 wurde Saida el Alamis Gefängnisstrafe auf drei Jahre verlängert. Im selben 

Monat wurde auch der Blogger Rabie al-Ablaq für schuldig befunden; er erhielt vier Jahren Gefängnis wegen 

Beleidigung des Königs in zwei Videos in den Sozialen Medien. Im August 2022 wurde die Bloggerin und Social-

Media-Aktivistin Fatima Karim zu zwei Jahren Gefängnis und einer Geldbuße verurteilt wegen Facebook-Beiträgen, 

in denen sie satirische Kommentare über den Koran äußerte. Seit ihrer Festnahme am 15. Juli befindet sich Fatima 

Karim in Einzelhaft und hat keinen Kontakt zu Mitgefangenen. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, FAXE, TWITTERNACHRICHTEN UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Hiermit bitte ich Sie, anzuordnen, dass Rida Benotmane umgehend freigelassen wird und alle Anklagen gegen ihn 

fallen gelassen werden. 

▪ Außerdem fordere ich Sie höflich auf, dafür zu sorgen, dass Journalist*innen, Blogger*innen und 

Menschenrechtsverteidiger*innen nicht mehr wegen der friedlichen Ausübung ihres Rechts auf freie 

Meinungsäußerung strafrechtlich verfolgt werden, und dass alle Verfahren, die deshalb gegen sie laufen, gestoppt 

werden. 

▪ Und zuletzt bitte ich Sie, Schritte einzuleiten, um Paragrafen, die das Recht auf freie Meinungsäußerung 

kriminalisieren, aus dem Strafgesetzbuch zu streichen oder zu ändern, einschließlich der Paragrafen 263 und 

265. 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Da 
sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 
APPELLE AN  
PREMIERMINISTER VON MAROKKO 
Head of Government of the Kingdom of Morocco 
Mr. Aziz Akhannouch 
Palais Royal – Touarga, Rabat 10070, MAROKKO 
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz) 
Fax: (00 212) 53 7771010 
Twitter: @ChefGov_ma 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS MAROKKO 

I.E. Frau Zohour Alaoui 
Niederwallstraße 39 
10117 Berlin 

Fax: 030–2061 2420 

E-Mail: kontakt@botschaft-marokko.de 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Französisch, Englisch oder auf 

Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

21. Dezember 2022 keine Appelle mehr zu verschicken.  

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ Considering the above, I urge you to ensure that Rida Benotmane is immediately and unconditionally released, 

and that all charges against him are dropped. 

▪ I also urge you to ensure that the prosecution of journalists, bloggers, and human rights defenders for peacefully 

exercising their right to freedom of expression is brought to an end and all criminal investigations against them 

are dropped. 

▪ Finally, I urge you to ensure the amendment or repeal of all laws which punish the peaceful exercise of freedom 

of expression, including Articles 263 and 265 of the Penal Code. 


